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Verkündet

am 230 August 1956

hat der 3°

N a m e n, d e e V o 1 k e s

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

0 o o o . o o o 0 o 0 0 0 o o o o o 0

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 25„ August 1956

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das auf Grund

der Verhandlung vom 50 Oktober 1955 ergengene
Urteil des Landessozialgerichts Celle aufgehoben

und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Oldenburg vom 7" Februar 1955

zurückgewiesen°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten des Berufungs— und Revisionsver—„
fahrens zu erstattenn

.V o n R e c h t s w e g e n „
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Die beklagte Landesversicherungsanstalt hatte der Klägerin

auf Grund eines ärztlichen Gutachtens, in dem ihre Erwerbs—

minderung auf 55 v„H„ geschätzt werden war, mit Wirkung vom

1„ Januar 1952 die Invalidenrente wegen vorübergehender Inva»

lidität gewährte Bei einer Nachuntersuchung im Mai 1952 kam

der untersuchende Arzt zu dem Ergebnis, daß der Gesundheits;

zustand der Klägerin sich inzwischen soweit gebessert habe,

daß Invalidität nicht mehr vorliege° Darauf entzog die Beklag-

te der Klägerin die Rente mit Ablauf des Monats Juli 1952 we—

gen wesentlicher Änderung der Verhältnisse (@ 1293 Absa 1

Reichsversicherungsordnung — RVO —). In dem anschließenden

Streitverfahren vor dem Oberversicherungsamt Qldenburg, das

nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) auf das

Sozialgericht Oldenburg überging, stützte die Beklagte den

Entziehungsbescheid außerdem auf 5_1293 Abs. 2 RVG io Verban°

Ziff„ 1 der Sozialversicherungsdirektive (SVD) Nr; 3 vom 14„
Oktober 1945'(Arb31° brit„Zone 1947 8.12), wonach eine Rente

auch ohne Feststellung einer wesentlichen Änderung in den Ver—

hältnissen des Berechtigten entzogen werden kann, wenn eine

neue Untersuchung ergibt, daß er nicht mehr invalide ist°

Das Sozialgericht gab der Klage statt und verurteilte die Be—
klagte zur Weitergewährung der Invalidenrente über den Monat

Juli 1952 hinaus„ Es ging im Anschluß an ein Gutachten des

Gerichtsarztes davon aus, daß der Zustand der Klägerin sich

' in der Zeit zwischen der Gewährung und der Entziehung der Rente

nicht wesentlich verändert habe; für die Anwendung des 5 1295
Abs„ 1 RVO sei daher kein Raum° Die Entziehung der Rente sei

aber auch nicht nach 5 1295 Abs° 2 RVO gerechtfertigt; denn

diese Vorschrift sei mit dem 31„ Dezember 1937 außer Kraft
getreten und auch nach dem Kriege nicht wieder in Kraft ge»

setzt werden° Die SVD Nr° 3 habe als interne Verwaltungsanwei—

sung der Militärregierung kein neues Recht schaffen können„

Auf die Berufung der Beklagten hob das Landessozialgericht

Celle das Urteil des Sozialgerichts auf und stellte den Renten»
»»
:
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entziehungsbescheid wieder her° Das Berufungsgericht ist zwar

mit dem Sozialgericht der Ansicht, daß eine Entziehung der Rente

nach 5 1293 Abs, 1 BVG im vorliegenden Falle nicht in Betracht

komme, weil der Gesundheitszustand der Klägerin in der fraglichen

Zeit im wesentlichen unverändert geblieben sei, Es hält jedoch

im Gegensatz zur ersten Instanz die Intziehung der Rente auf Grund

des 5 1293 Abs. 2 RVÖ für gerechtfertigt; denn 5 1293 Abs, 2 RVG

sei gemäß Zifi‘° 1 SVD Nr. 3 als eine Vorschrift des geltenden Rechts
anzusehen, die bei Erfüllung ihrer —hier gegebenen —Voraussetzun—

gen auch angewendet werden müsse°

_Die vom Landessozialgericht zugelassene Revision der Klägerin
richtet sich in erster Linie gegen die Auffassung des Berufungs—

gerichts„é 1293 Abs. 2 RVG stelle eine noch heute anwendbare
Rechtsvörschrift dar. Selbst wenn dies aber der Fall wäre, könne

das angefochtene Urteil nicht bestehen bleiben; das Berufungs—

gericht habe verkannt, daß die Entziehung der Rente nach 5 1293

Abs° 2 EVO im Erm68sen des Versicherungsträgers stehe; die Be-
klagte habe dieses Ermessen fehlérhaft ausgeübt, weil sie die

von ihr in einem Grenzfall bewilligte Rente schon fünf Monate

nach der Rentenbewilligung wieder entzogen habe°

Die Revision ist zulässig und begründet°

Der Senat hat zunächst geprüft, ob das Verfahren des Berufungs—

gerichts an weSentlichen, von
Amts

wegen zu berücksichtigenden

Mängeln leidet, dies jedoch verneint. Das angefochtene Urteil

ist —.obwohl "auf Grund der Verhandlung vom 50 Oktober 1955"

erlassen - nicht verkündet worden; das Vordergericht hat sich

vielmehr damit begnügt, das Urteil den Beteiligten zuzustellen°

Ein solches Verfahren ist nach 5 133 SGG nur für Urteile vor-
gesehen, die nicht auf Grund mündlicher Verhandlung ergehen°

Im vorliegenden Fall waren die Beteiligten im Termin vom 5„Ok—
tobcr 1955, in dem über die Berufung mündlich verhandelt werden

sollte, sämtlich nicht erschienen° Das Berufungsgericht hat des—

.wegen offenbar angenommen, daß eine mündliche Verhandlung im

Sinne des 5 133 SGG nicht stattgefunden habe, Gegen diese Auf—
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fassung spricht die Vorschriftades @ 112 Abs‚ 1 Satz 2 SGG,

wonach — abweichend vom Zivilprozeß, vgl. 5 137 Abs° 1 ZPO‚«
die mündliche Verhandlung bereits mit der Darstellung des

Sachverhalts (durch den Vorsitzenden oder den Berichterstat—

ter) beginnto Dagegen spricht ferner die Erwägung, daß die

Öffentlichkeit, wenn eine Sache schon öffentlich verhandelt
wird, auch ein berechtigtes Interesse an

der öffentlichen

Verkündung der gerichtlichen Entscheidung hat (vgl° @@169,

173 GVG, 61 Abs, 1 SGG)° Die Frage, ob das angefochtene Ur—
teil der Verkündung bedurftq,braucht hier indessen nicht ab—

schließend beantwortet zu werden; denn auch im Falle einer

fehlerhaften Verlautbarung läge kein von Amts'wegen zu berück—

sichtigender Verfahrensmangel vor„_

Das ehemalige Reichsgericht hat zwar in ständiger Rechtspre—

chung die Auffassung-Vertreten, daß ein nicht oder nicht ord—

nungsmäßig verkündetes Urteil als Scheinurteil anzusehen sei,

das vom Revisionsgericht von Amts wegen aufgehoben werden

müsse (vgl° die Nachweise in BGHZO 14, 39, insbesondere RGZ»

90, 286 und 133, 215)° Demgegenüber hat aber der Große Senat
des Bundesgerichtshofes (BGH.) in einem Beschluß vom 14„Juni
1954 (BGHZ° 14, 39) den Standpunkt eingenommen, daß—die Ver—

letzung (zwingender) Verkündungsvorschriften das Urteil nicht
in'jedem Falle zu einem Nichturteil mache° Diese Reohtsfolge

trete vielmehr nur dann ein, wenn die verletzte Vorschrift

so wesentlich sei, daß ohne ihre Beachtung das Urteil nicht

als im Rechtssinne verlautbart angesehen werden könne (a„aoo°

S° 46)° Zur Begründung seiner Auffassung hat der BGH„ auf die
Vorschriften über die Revisions— und Wiederaufnahmegründe der

ZPO (55 551, 579) verwiesen, nach denen selbst schwerwiegende
Verfahrensverstöße die Wirksamkeit des Urteils als solche
_nicht berühren° Außerdem hat er auf die Gefahren für den

Rechtsfrieden und die Rechtssicherheit aufmerksam gemacht,

die sich ergeben würden, wenn äußerlich fehlerfreien Ente

scheidungen noch nach Jahren die Wirksamkeit abgesprochen

werden könnte° Diese Erwägungen gelten auch für das sozial—

gerichtliche Verfahren° Der Senat ist weiterhin der Auffassung
daß sie nicht nur in dem vom BGH° entschiedenen Falle Platz
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greifen, in dem es sich um die Wirksamkeit eines Urteils handelte,

das in einem den Parteien nicht bekanntgegebenen Termin verkündet

worden war, sordern in gleicher Weise auch dann gelten, wenn das

Gericht die Verkündung zu Unrecht unterlassen, das Urteil den Be—

teiligten aber zugestellt hatte°

Im sozialgerichtlichen Verfahren werden Urteile in der Regel durch

Verkündung verlautbart, der sich die Zustellung an die Beteiligten

anschließt (55 132, 135 SGG). Eine Ausnahme machen nur Urteile, die

ohne mündliche Verhandlung ergehen; diese werden lediglich zuge-
stellt (5 133 SGG). In anderen Fällen darf von der Verkündung schon

wegen der scharfen Trennung der Verlautbarungsformen, die das SGG

mit der ZPO (5 310) gemeinsam hat(anders z„B„ @78 MRVO165), nicht
abgesehen werden. Gleichwohl ist die Zustellung eines Urteils, das

an sich der Verkündung bedurft hätte, aber nicht verkündet worden

ist, nicht ohne jede rechtliche Wirkung, Denn mit der Zustellung

an die Beteiligten ist das von den Richtern intern beschlossene
Urteil als eine — im gleichen Rechtszuge nicht mehr abänderbare —
Entscheidung des Gerichts in die Außenwelt getreten und hat selb—

ständige Bedeutung erlangt° Mit.der Zustellung ist den Mindesten—

forderungen genügt, die an die Verlautbarung einer gerichtlichen

Entscheidung zu stellen sind„ In aller Regel werden die Beteilig—

ten dem ihnen schriftlich zugestellten und äußerlich mängelfreie■

Urteil auch dasselbe Vertrauen wie einer ordnungsmäßig verkündeten

Entscheidung entgegenbringen° Es würde dem Gedanken, das Vertrauen

der Beteiligten in den Bestand von GerichtsentSCheidungen zu
schützen, widersprechen und müßte zu einer erheblichen Erschütte—

rung der Pechtssicherheit führen, wenn die Wirksamkeit eines den

Beteiligten zugestellten Urteils unter Umständen noch nach Jahren

mit der Behauptung in Frage gestellt werden könnte, die Verkün—

dung sei zu Unrecht unterblieben°

Ist hiernach davon auszugehen, daß das angefochtene Urteil mit

der Zustellung an die Beteiligten wirksam geworden ist, so kann

das Gericht — mangels einer entsprechenden Revisionsrüge
— die

Frage nicht entscheiden, ob das Urteil des Landessozialgerichts

hätte verkündet werden müssen (55 132, 133 SGG)r Denn selbst

wenn dies anzunehmen wäre, würde die Rechtsverletzung nicht von
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Amts wegen zu berücksichtigen sein, da sie jedenfalls die

rechtsstaatlichen Grundlagen des Verfahrens nicht berühren

und auch im Revisionsverfahren nicht fortwirken würde°

Das Urteil des Berufungsgerichts bietet auch insoweit keinen

Anlaß zur Beanstandung, als das Landessozialgericht bei sei—

ner Urteilsfindung das Gutachten des Dr„ WXxXKXXXXXXXXXXXX

verwertet hat, von dessen Inhalt die Klägerin keine Kenntnis

gehabt hat; dadurch ist der Klägerin das rechtliche Gehör

(Art„ 103 Abs„ 1 GG, 55 62, 127, 128 Abs° 2 see) weder in un—
zulässiger Weise versagt noch geschmälert werden° Das Beru—

fungsgericht hat die Klägerin in der Benachrichtigung
vom Term

min der mündlichen Verhandlung darauf hingewiesen, daß zu

demselben Termin auch der — später in der Verhandlung gehörte „
Dr° WxxxxxxxxxxXxxxxx als Sachverständiger geladen werden sei°
Die Benachrichtigung enthielt keine ausdrückliche Mitteilung

darüber‚ Zu welcher Beweisfrage der Sachverständige gehört

werden sollten Eine solche Mitteilung war auch nicht erforder—

lich, weil nach Lage der Dinge kein Zweifel bestehen konnte,

daß der Sachverständige sich nur zur Frage der Invalidität der
Klägerin äußern würde° In diesem Rahmen hat die mündliche Ver—

nehmung des Sachverständigen sich tatsächlich auch gehalten„

Eine Verletzung des 5 127 SGG, der die Beteiligten, die zum

Termin der mündlichen Verhandlung nicht erschienen und von der
dafür vorgesehenen Beweiserhebung nicht benachrichtigt worden

sind, vor einem ungünstigen Urteil in diesem Termin schützt,
scheidet deshalb aus° Das Urteil des Berufungsgerichts ist
auch nicht auf Tatsachen und Beweisergebnisse gestützt, zu

denen sich die Klägerin nicht äußern konnte (@ 128 Abs° 2 SGG)°
Die Klägerin hat von der Vernehmung des Sachverständigen Dr„W„

rechtzeitig Kenntnis erlangt; sie hätte der Bewéi3erhébung
_

beiwohnen können und dabei ausreichend Gelegenheit gehabt,.

Fragen an den Sachverständigen zu richten (@ 116 SGG) und zu
dem Ergebnis der Beweisaufnahme Stellung zu nehmen. Mehr als

daß den Beteiligten die Möglichkeit geboten wird, an der Be—

weisaufnahme teilzunehmen und zu ihrem Ergebnis gehört zu wer—
den9 ist auch unter dem Gesichtspunkt der Gewährung recht—

lichen Gehörs nicht zu verlangen; die Tragweite dieses Gründe

.‘7‚—„
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satzes im Rahmen des Beweiserhebungsverfahrens sollte durch die

Vorschriften der @@127, 128 Abs° 2 SGG offenbar absehließend

bestimmt werden. Kommt somit im Verfahren vor dem Berufungsge—

richt eine Versagung rechtlichen Gehörs nicht in Betracht, so

ist doch der Revision aus anderen Gründen stattzugeben°

Das Berufungsgericht geht bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit

des streitigen Bntziehungsbescheides zutreffend davon aus9 daß

der Klägerin die Rente nicht nach 5 1293 Abs„ 1 RVO entzogen '

werden kann, weil diese Vorschrift eine wesentliche Änderung

in den Verhältnissen des Rentenberechtigten voraussetzt, der

GeSundheitszustand der Klägerin sich aber nach den getroffenen

Feststellungen in der Zeit zwischen der Gewährung und Entziehung«

‚der Rente nicht we3entlich verändert hat° Das Berufungsgericht

nimmt jedoch zu Unrecht an, daß die Entziehung der Rente auf

5 1293 Abs“ 2 BVG gestützt’Werden könne„

@1293Abs..2 ist durch die Verordnungvom17„ Mai 1934(RC-Bi°
I S„ 419) in die RVG eingefügt worden, nachdem schon vorher

5 24 des Gesetzes zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Inva-

lidenn‚ der Angestellten— und der knappschaftlichen Versicherung

vom 70 Dezember 1933 (RGBL I s. 1039) _ inhaltlich gleichlau-
tend — bestimmt hatte, daß in der Invaliden— und Angestellten—

versicherung die Entziehung einer Rente auch ohne Feststellung

einer wesentlichen Änderung in den Verhältnissen des Renten—
empfängers zulässig sei, wenn eine erneute Prüfung ergebe, daß

der Rentenempfänger nicht mehr invalide (berufsunfähig) seio

Die Geltungsdauer des 5 1293 Abs° 2 RVG ist damals gemäß 5 24
Abs„ 2 des Gesetzes vom 7„ Dezember 1933 bis zum Ende des Jahres

1937 begrenzt worden, weil die Vorschrift eine ausgesprochene
'Notmaßnahme darstelle, die sobald wie möglich wieder dem Grund—

satz der Rechtskraftwirkung weichen müsse (Amtl° Begründung9

abgedruckt bei Bckert—Hoffmeister—Dobbernack, Kommentar zur

Verordnung vom 17° Mai 1934, so 204)° Als die Rentenversicherun—

gen nach dem Zusammenbruch des Jahres 1945 erneut in eine wirt—

schaftlich schwierige Lage gerieten, setzte die britische Mili-

tärregierung durch die SVD Nr° 3 vom 140 Oktober 1945 (ArbBlu

brit;Zone 1947„ S„ 12) die vor dem Kriege - bis Ende 1937 - in
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Kraft gewesenen Bestimmungen wieder in Kraft, nach denen die

Entziehung einer Rente auch dann gestattet war,"wenn bei einer

neuen ärztlichen Untersuchung festgestellt wurde, daß der

Rentenberechtigte nicht mehr invalide oder berufsunfähig ist"

(Ziff„ 1 SVD Nr„ 3)° Damit ist, wie‘der 1„ Senat im Urteil vom

90 Februar 1956 (BSGQ2, 188) näher dargelegt hat, 5 1293Abs„
2 RVG iodoF„ der Verordnung vom 170 Mai 1934 für das Gebiet

der britischen Besatzungszone "vorläufig" (vgl„Vorspruch zur
SVD Nro3) wieder zu einer Vorschrift des geltenden Rechts ge—
worden, deren Verbindlichkeit — jedenfalls zur Zeit — nicht

in Frage gestellt werden kann° Das hat auch das Berufungsge—

richt nicht verkannt; es ist jedoch insofern einem Rechtsirr—

tum erlegen, als es angenommenhat, 5 1293 Abs. 2 RVOgäsgg
bei Erfüllung seines Tatbestandes angewendet werden„

‘ \

Nach 5 1293 Abs„ 2 RVG ist die Entziehung einer Invalidenrente
unter bestimmten Voraussetzungen "zulässig"° Daraus hat der

1° Senat in der angegebenen Entscheidung (BSGO 29 1889 insbe—

sondere 195 fo) geschlossen, daß der Versicherungsträger im

Falle des 5 1293 Abs° 2 RVO nicht unter allen Umständen ver—
pflichtet sei, die Rente zu

entziehen} nach dem Wortlaut des

Gesetzes sei es vielmehr in sein Ermessen gestellt, ob er von

der Befugnis zur Rentenentziehung Gebrauch machen wolle oder

nicht„ Dieser Auffassung schließt sich der erkennende Senat

an„ Stützt der Versicherungsträger den Entziehungsbescheid

ausdrücklich nur auf 5 1293 Abs° 1 BVD und ergibt sich im ge—
richtlichen Verfahren, daß diese Vorschrift den BesCheid

nicht trägt, daß aber die Voraussetzungen des 5 1293 Abs„ 2

RVG gegeben sind, so können die Gerichte der Sozialgerichtsbarr

keit nicht ihrerseits den Entziehungsbescheid aus diesem

Rechtsgrunde (@ 1293 Abse_2) aufrechterhalten; damit würden
sie entgegen den Prinzipien der Gewaltenteilung ihr Ermessen

an die Stelle des Ermessens der Verwaltung setzen (BSG° 29

142 ff„ 414g7, vgi° auch Schütz, MDR1954 8° 459)° Beruft
sich der Versicherungsträger hingegen selbst, wie hier ge—

schehen, auf die Vorschrift des 5 1293 Abs° 2 RVO9 so haben

die Gerichte die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungs"
aktes grundsätzlich auch unter diesem rechtlichen Gesicht3n
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punkt zu prüfen. Dabei ist jedoch zu beachten, daß eine Renten—

entziehung gemäß 5 1295 Abs, 2 RVO erst nach erfolgloser Einle—

gung eines Widerspruchs zum Gegenstand eines gerichtlichen Ver—

fahrens gemacht werden kann, wie sich aus 55 78, 79 Nr, 1 SGG_

ergibt,

@ 78 SGG macht die Erhebung der Klage in den gesetzlich vorge—
sehenen Fällen von der Durchführung eines VorVerfahrens abhän—

gig; nach 5 79 Nr, 1 SGG findet ein Vorverfahren statt, wenn
mit der Klage die Aufhebung eines Verwaltungsaktes begehrt wird,

der nicht eine Leistung betrifft, auf die ein Rechtsanspruch be—

steht° Der Wortlaut und die Entstehungsgeschichte dieser Vor-

schrift lassen dem Zweifel Raum, ob Aufhebungsklagen nur dann

dem Vorverfahrenszwang unterliegen, wenn der angefochtene Ver—
waltungsakt eine Leistung, auf die kein Rechtsanspruch besteht,

doh„ eine sogenannte Kannleistung (z.B„Heilverfahren) betrifft,

oder ob Anfechtungsklagen grundsätzlich ein Vorverfahren vor—

aussetzen, wobei nur solche Verwaltungsakte ausgenommen sind,

die Leistungen mit Rechtsanspruch (z„B° Renten) zum Gegenstand

haben° Beide Auslegungen sind nach der Fassung des Gesetzes

möglich und in Rechtsprechung und Schrifttum vertreten werden
(vgl„Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 1„—4„Aufl„,

Stand: 510501956, 3,240 w, X), Unter diesen Umständen verdient

die Auslegung den Vorzug, deren Ergebnisse dem Sinn des Ge—

setzes am besten gerecht werden. Einen Anhaltspunkt dafür, in

welcher Richtung das rechtspolitische Anliegen des 5 79 Nr„1 SGG

zu suchen ist, gibt die Begründung des Entwurfes einer Sozial—

gerichtsordnung (BTu—Drucksul/l949 Nr;4357); dort wird zu @ 28,

dem späteren 5 79 SGG, ausgeführt, für den Rechtsschutzsuchenden

biete die Überprüfung des Verwaltungsakts im Vorverfahren un—_
mittelbare Vorteile, da bei Ermessensansprüchen von den Gerich—

ten nur Rechtsrügen zu beachten seien, während die im Vorver—

fahren zur Nachprüfung berufenen Instanzen das Ermessen der Stelle,

die den_Bescheid erlassen habe, ersetzen (berichtigen) könnten,
Ähnliche Erwägungen finden sich schon in der Begründung zu 5 70

des Entwurfs einer Verwaltungsgerichtsordnung (Emo—Drucks„I/l949

Nro4278, 1, WP.)° Hiernach soll das Vorverfahren offenbar wesent—

lich mit dazu dienen, den streitigen Verwaltungsakt vor Einlei-
tung des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens "im Ermessenspunkt"

'-1oeJLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_10_

(Begründung zu 5 70.der Verwaltungsgérichtsordnung) nachzu—

prüfen° Diese Zweckbestimmung läßt es geboten erscheinen, alle

Ermesse■sentscheidungen — vorbehaltlich des 5 81 SGG — der_

Nachprüfung im Widerspruchsverfahren zu unterwerfen (ebenso

Brackmann a„a„0° mit weiteren Nachweisen)o Da es sich bei der

Rentenentziehung nach 5 1293 Abs„ 2 RVO — unabhängig davon,

ob man darin einen Verwaltungsakt erblicken will, der eine

Leistung mit oder ohne Rechtsanspruch betrifft — jedenfalls

um eine Ermessensentscheidung handelt‚ ist die Aufhebungsklage

dagegen erst nach erfolgloser Einlegung des WiderSpruchs zu—

lässig° Vorher kann die Frage, ob die Bewilligung der Rente

von Anfang an ungesetzlich war und deshalb nach 5 1293 Abs„ 2

EVO entzogen werden konnte, weder von Seiten des Versicherten

noch von Seiten des Versicherungsträgers
zum Gegenstand eines

gerichtlichen Verfahrens gemacht werden; insbesondere kann der

Versicherungsträger die Behauptung, der Versicherte habe die

Rente von vornherein zu Unrecht empfangen, nicht ohne weiteres

zur Rechtfertigung einer zunächst auf andere Gründe gestütz—

ten Rentenentziehung "nachschieben"°

Das sogenannte Nachschieben neuer rechtlicher oder tatsäch«

licher Gründe im Laufe des gerichtlichen Verfahrens wird in
der Gerichtspraxis und in der Rechtslehre ganz überwiegend als

zulässig angesehen (vgloBVerwGE 1, 3119 313 mit Nachweisen;

Brackmann a.a‚0° 80232 d)° Dabei werden jedoch allgemein eine

Reihe von Einschränkungen gemacht, namentlich in der Hinsicht9

daß das neue Vorbringen weder den angefochtenen Verwaltungen

akt in seinem Wesensgehalt und Ausspruch verändern noch den
Betroffenen in seiner Rechtsverteidigung beeinträchtigen dürfe

(BVerwG a‚aooo)‚ Folgt man dieser Auffassung, so kann es im

vorliegenden Fall schon fraglich sein7 ob der zunächst auf
5 1293 Abs„ 1 RVO gestütZte Rentenentziehungsbescheid durch

die nachträgliche Berufung auf % 1293 Abs° 2 EVO nicht in sei«

nem Wesen verändert wurde" Diese Frage braucht hier indessen

nicht geklärt zu werden; denn die nachträgliche Berufung auf

5 7293 Abs„ 2 RVO ist hier jedenfalls schon deswegen unzue
lässig gewesen9 weil der Klägerin dadurch die Möglichkeit ge“

nommen wurde, die Anwendung des 5 1293 Abso 2 EVO unter dem

Gesichtspunkt der Zweckmäßigkeit von der dazu berufenen Widerw

spruchsstelle nachprüfen zu lassen° Daß der Verlust dieser
Möglichkeit für die Klägerin eine wesentliche Beeinträchtigung

„11„
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‚ „11„
ihrer Rechtsverteidigung bedeutete, liegt auf der Hand„ Wenn die Be—
klagte von ihrer Befugnis, die Rente nach 5 1293 Abs„ 2 RVG zu ent“

ziehen, Gebrauch machen wollte, so hätte sie der Klägerin darüber

einen schriftlichen Bescheid erteilen müssen (55 1635, 1631 EVO)°
Die mündlich und noch dazu in Abwesenheit der Klägerin dem Gericht

gegenüber abgegebene Erklärung der Beklagten, daß sie den Klagabwei—

sungsantrag auch auf 5 1293 Abs„2 RVO stütze, genügte nicht° — Da
das Gericht « wie dargelegt — auch nicht befugt ist, von sich aus
5 1293 Abs° 2 anzuwenden - sofern nicht zuvor der Versicherungs—

träger einen auf diese Vorschrift gestützten Verhaltungsakt erlassen
hat und das Vorverfahren durchgeführt ist - muß die Vorschrift des

5 1293 Abs. 2 RVG bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit des Entziehungs—
besoheides der Beklagten außer Betracht bleiben„

Eine andere Rechtsgrundlage für den Entziehungsbescheid ist weder

geltend gemacht noch ersichtlich. Die Entziehung der Invaliden—

rente ist daher nicht gerechtfertigt; Das Urteil des Berufungsge—

richte war hiernach aufzuheben und die Berufung gegen das der Klage '

stattgebende Urteil des Sozialgerichts zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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